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1. Instanz

Aktenzeichen S 30 AS 2193/17
Datum 18.03.2019

2. Instanz

Aktenzeichen -
Datum -

3. Instanz

Datum -

1. Die Klage wird abgewiesen. 2. Der Beklagte trÃ¤gt die auÃ�ergerichtlichen
Kosten der KlÃ¤gerin zu 9/10.

Tatbestand:

Die Beteiligten streiten Ã¼ber die Aufhebung und Erstattung von Leistungen nach
dem Zweiten Buch Sozialgesetzbuch (SGB II).

Die gemeinsam mit ihren Eltern und Geschwistern lebende und am 00.00.1999
geborene KlÃ¤gerin bezog nach Antragstellung vom 09.10.2015 aufgrund eines
Bescheides des Beklagten vom 22.10.2015 fÃ¼r den Zeitraum von November 2015
bis Juli 2016 Leistungen nach dem SGB II. Nachdem der Vater der KlÃ¤gerin den
Beklagten Ã¼ber eine mit Bescheid vom 30.10.2015 fÃ¼r die Zeit vom 16.11.2015
bis 13.01.2016 erfolgte Bewilligung von Arbeitslosengeld I (ALG I) informiert hatte,
passte der Beklagte die der Bedarfsgemeinschaft der KlÃ¤gerin bewilligten
Leistungen durch Ã�nderungsbescheid vom 29.11.2015 an und bewilligte dieser
fÃ¼r die Zeit von Januar 2016 bis Juli 2016 monatliche Gesamtleistungen in HÃ¶he
von 1.903,98 EUR.
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Mit Bescheid vom 10.12.2015 wurde dem Vater der KlÃ¤gerin weiteres ALG I fÃ¼r
den Zeitraum 16.11.2015 bis 13.07.2016 in HÃ¶he von tÃ¤glich 40,13 EUR durch
die Agentur fÃ¼r Arbeit bewilligt. Nachdem der Beklagte hiervon Kenntnis erlangt
hatte, hÃ¶rte er den Vater der KlÃ¤gerin mit Schreiben vom 14.03.2016 zu dem
nunmehr bekannt gewordenen Bezug von ALG I an. Mit Schreiben vom 06.04.2016
teilte der Vater der KlÃ¤gerin daraufhin mit, seit November 2015 ALG I zu erhalten.
Eine Ã�nderung der Leistungsbewilligung erfolgte zunÃ¤chst nicht.

Bei der Beantragung der Weiterbewilligung von Leistungen am 06.06.2016 wies der
Vater der KlÃ¤gerin den Beklagten darauf hin, vom 01.11.2015 bis 31.07.2016
durchgehend ALG I bezogen zu haben. Durch eine Anfrage im Auskunftssystem
ermittelte der Beklagte sodann die HÃ¶he des bezogenen ALG I von tÃ¤glich 40,13
EUR (monatlich 1203,90 EUR).

Mit am 13.07.2016 versendeten Schreiben vom 30.06.2016 setzte der Beklagte die
Mutter der KlÃ¤gerin als deren gesetzliche Vertreterin davon in Kenntnis zu
beabsichtigen, die durch die Bescheide vom 22.10.2015 und 29.11.2015 bewilligten
Leistungen teilweise wegen des nachtrÃ¤glich bekannt gewordenen Bezuges von
ALG I ab dem 14.01.2016 aufheben zu wollen, und gab ihr Gelegenheit zur
Stellungnahme.

Durch Bescheid vom 17.01.2017 hob der Beklagte die der KlÃ¤gerin im Zeitraum
vom 01.01.2016 bis 30.06.2016 bewilligten Leistungen ab dem 14.01.2016 in
HÃ¶he von 915,13 EUR auf und verlangte diese erstattet. Zur BegrÃ¼ndung
verwies er auf das in der Zeit bezogene ALG I, das der zur Bedarfsgemeinschaft
gehÃ¶renden KlÃ¤gerin als Einkommen anzurechnen und ihm bei Erlass des
Bescheides nicht bekannt gewesen sei.

Hiergegen legte die von ihren Eltern vertretene KlÃ¤gerin mit anwaltlichem
Schriftsatz am 09.02.2017 Widerspruch ein. Zur BegrÃ¼ndung verwies sie im
Wesentlichen darauf, dass ihre sie vertretenden Eltern nicht erkannt hÃ¤tten, dass
der Beklagte das weiter bezogene ALG I nicht berÃ¼cksichtigt habe.

Die KlÃ¤gerin verfÃ¼gte am 30.04.2017, ihrem 18. Geburtstag, Ã¼ber ein
Guthaben i.H.v. 96,62 EUR auf ihrem Girokonto.

Durch Widerspruchsbescheid vom 18.05.2017 wies der Beklagte den Widerspruch
als unbegrÃ¼ndet zurÃ¼ck. Zur BegrÃ¼ndung verwies er auf die BegrÃ¼ndungen
der Ausgangsbescheide.

Am 31.05.2017 hat die KlÃ¤gerin hiergegen Klage vor dem Sozialgericht KÃ¶ln
erhoben.

Im Klageverfahren verweist sie darauf, am 30.04.2017 volljÃ¤hrig geworden zu sein
und nach der Rechtsprechung des Bundesozialgerichts nicht fÃ¼r vor ihrer
VolljÃ¤hrigkeit entstandene Verbindlichkeiten zu haften. Angesichts dessen, dass ihr
bei Eintritt der VolljÃ¤hrigkeit allein Berufsausbildungsbeihilfeleistungen nach dem
Sozialgesetzbuch Drittes Buch (SGB III), die bereits im Rahmen des weiter erfolgten
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Bezuges von Leistungen durch den Beklagten zur Anrechnung gelangt seien, zur
VerfÃ¼gung gestanden hÃ¤tten, habe sie Ã¼ber kein "pfÃ¤ndbares" VermÃ¶gen
verfÃ¼gt.

Die KlÃ¤gerin beantragt,

den Aufhebungs- und Erstattungsbescheid vom 17.01.2017 in der Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 18.05.2017 aufzuheben.

Hilfsweise beantragt sie, die Berufung zuzulassen.

Der Beklagte beantragt, die Klage abzuweisen.

Der Beklagte hat nach Vorlage des Kontoauszuges erklÃ¤rt, die mit dem
streitgegenstÃ¤ndlichen Bescheid geltend gemachte Forderung auf 96,62 EUR zu
reduzieren.

Hinsichtlich der weiteren Einzelheiten des Sach- und Streitstandes wird auf den
Inhalt der Gerichtsakte und der Verwaltungsakte des Beklagten Bezug genommen,
der Gegenstand der mÃ¼ndlichen Verhandlung gewesen ist.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

A. Nach dem durch den Beklagten erklÃ¤rten Anerkenntnis auf Reduzierung der
Erstattungsforderung auf eine HÃ¶he von 96,62 EUR war nur noch Ã¼ber die
Aufhebung und Erstattung der vormals bewilligten Leistungen in dieser HÃ¶he zu
entscheiden.

B. Die hiergegen erhobene zulÃ¤ssige Klage war unbegrÃ¼ndet. Die KlÃ¤gerin ist
durch den Aufhebungs- und Erstattungsbescheid vom 17.01.2017 in der Gestalt des
Widerspruchsbescheides vom 18.05.2017 nicht beschwert, soweit der Beklagte
durch diesen noch eine Erstattung in HÃ¶he von 96,62 EUR geltend macht. Denn
der Bescheid ist hinsichtlich der verbleibenden Forderung rechtmÃ¤Ã�ig. Weder die
insoweit erlassene Entscheidung Ã¼ber die Aufhebung der vormals bewilligten
Leistungen (I.) noch die verlangte Erstattung der aufgehobenen Leistungen (II.) sind
rechtswidrig.

I. Die durch den Aufhebungs- und Erstattungsbescheid vom 17.01.2017 in der
Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 18.05.2017 verfÃ¼gte Aufhebung der
vormals durch den Bescheid vom 22.10.2015 in der Fassung des
Ã�nderungsbescheides vom 29.11.2015 bewilligten Leistungen ab dem 14.01.2016
durch den Beklagten ist rechtmÃ¤Ã�ig erfolgt gemÃ¤Ã� Â§ 40 Abs. 2 Nr. 3 SGB II
i.V.m. Â§ 330 Abs. 3 Satz 1 SGB III i.V.m. Â§ 48 Abs. 1 Satz 2 Nr. 3 Sozialgesetzbuch
Zehntes Buch (SGB X). Danach hat der Beklagte zuvor von ihm bewilligte
Leistungen mit Wirkung vom Zeitpunkt der VerhÃ¤ltnisse aufzuheben, soweit nach
Erlass des (bewilligenden) Verwaltungsaktes Einkommen oder VermÃ¶gen erzielt
worden ist, das zum Wegfall oder zur Minderung des Anspruchs gefÃ¼hrt haben
wÃ¼rde.
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Der angefochtene Bescheid ist formell rechtmÃ¤Ã�ig. Sowohl hat der Beklagte die
KlÃ¤gerin mit dem am 13.07.2016 versendeten Schreiben vom 30.06.2016
ordnungsgemÃ¤Ã� angehÃ¶rt gemÃ¤Ã� Â§ 24 Abs. 1 SGB X, indem er die Mutter
â�� nach Â§ 1629 Abs. 1 BÃ¼rgerliches Gesetzbuch (BGB) gesetzliche Vertreterin
der zum damaligen Zeitpunkt noch minderjÃ¤hrigen KlÃ¤gerin â�� Ã¼ber die
beabsichtigte Entscheidung sowie die fÃ¼r diese ursÃ¤chlichen Tatsachen â�� die
nachtrÃ¤gliche Kenntnisnahme des weiteren Bezugs von ALG I durch den Vater der
KlÃ¤gerin â�� informiert hat (BSG, Urteil vom 04. Juni 2014 â�� B 14 AS 2/13 R â��,
SozR 4-4200 Â§ 38 Nr 3, Rn. 15 m.w.N.; Aubel in: Schlegel/Voelzke, jurisPK-SGB II, 4.
Aufl. 2015, Â§ 38, Rn. 34), als auch hat der den Bescheid ordnungsgemÃ¤Ã�
gemÃ¤Ã� Â§ 35 Abs. 1 SGB X begrÃ¼ndet.

Der Bescheid ist auch materiell rechtmÃ¤Ã�ig. Insofern liegen die erforderlichen
Tatbestandsvoraussetzungen vor: Zum Zeitpunkt des Erlasses des
Ã�nderungsbescheides vom 29.11.2015 waren dem Vater der KlÃ¤gerin noch nicht
weitere ALG I-Leistungen Ã¼ber den 13.01.2016 hinaus durch den Bescheid der
Agentur fÃ¼r Arbeit vom 10.12.2015 bewilligt worden. Mangels sonstiger
ersichtlicher rechtlicher MÃ¤ngel ist der Bescheid vom 29.11.2015 somit
rechtmÃ¤Ã�ig erlassen worden. Auch handelte es sich um einen Verwaltungsakt mit
Dauerwirkung, der durch die Bewilligung von Leistungen bis Juli 2016 in rechtlicher
Hinsicht Ã¼ber den Zeitpunkt seiner Bekanntgabe bzw. Bindungswirkung hinaus
Wirkungen erzeugt hat (vlg. Brandenburg in: Schlegel/Voelzke, jurisPK-SGB X, 2.
Aufl. 2017, Â§ 48 SGB X, Rn. 54 m.w.N.).

Die gemÃ¤Ã� Â§ 48 Abs. 1 Satz 2 Nr. 3 SGB X erforderliche Ã�nderung der
VerhÃ¤ltnisse im Vergleich zum Zeitpunkt des Erlasses des aufgehobenen
Verwaltungsaktes hat in Form des Einkommensbezuges ab dem 14.01.2016
vorgelegen. Ab diesem Tag hat der Vater der KlÃ¤gerin weiteres ALG I aufgrund des
Bescheides der Agentur fÃ¼r Arbeit vom 10.12.2015, das zumindest zu einer
Minderung des durch den Bescheid vom 29.11.2016 beschiedenen Anspruchs
gefÃ¼hrt hat, bezogen. Bei diesem hat es sich um gemÃ¤Ã� Â§Â§ 9 Abs. 2 Satz 2,
11 SGB II fÃ¼r die Ermittlung der Bedarfe der KlÃ¤gerin zu berÃ¼cksichtigendes
Einkommen gehandelt, durch das die mit dem Bescheid vom 29.11.2016 bewilligten
Leistungen zu mindern waren. Durch die Aufhebung erst zum 14.01.2016 hat der
Beklagte zudem den Zeitpunkt der Ã�nderung der VerhÃ¤ltnisse ordnungsgemÃ¤Ã�
bestimmt.

Des Weiteren hat der Beklagte nicht gegen die in Â§ 48 Abs. 4 Satz 1 i.V.m. Â§ 45
Abs. 4 Satz 2 SGB X geregelte Jahresfrist verstoÃ�en. Es kann insofern dahinstehen,
ob die maÃ�gebliche Frist bereits durch die Ã�uÃ�erung des Vaters der KlÃ¤gerin in
dessen Schreiben an den Beklagten vom 06.04.2016, das er bei dem Beklagten am
selben Tag eingereicht hat, oder erst durch den am 07.06.2016 eingereichten
Antrag auf Weiterbewilligung u.a. der KlÃ¤gerin ausgelÃ¶st worden ist. Denn der
Erlass des angefochtenen Bescheides am 17.01.2017 ist jedenfalls innerhalb eines
Jahres seit dessen Kenntnis von dem weiteren Bezug von ALG I durch den Vater der
KlÃ¤gerin erfolgt.

GemÃ¤Ã� Â§ 330 Abs. 3 Satz 1 SGB III hatte der Beklagte die zuvor bewilligten
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Leistungen aufzuheben, ohne diesbezÃ¼glich Ã¼ber ein auch nur intendiertes
Ermessen verfÃ¼gt zu haben.

Weil die Voraussetzungen der Â§ 40 Abs. 2 Nr. 3 SGB II i.V.m. Â§ 330 Abs. 3 Satz 1
SGB III i.V.m. Â§ 48 Abs. 1 Satz 2 Nr. 3 SGB X vorgelegen haben, kann dahinstehen,
ob der Beklagte sich hinsichtlich der Aufhebung zudem zurecht auf Â§ 40 Abs. 2 Nr.
3 SGB II i.V.m. Â§ 330 Abs. 3 Satz 1 SGB III i.V.m. Â§ 48 Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 SGB X
berufen hat.

II. Die nach der ErklÃ¤rung des Teilanerkenntnisses verbleibend geltend gemachte
Erstattung der aufgehobenen Leistungen des Beklagten ist rechtmÃ¤Ã�ig gemÃ¤Ã� 
Â§ 40 Abs. 2 SGB II i.V.m. Â§ 50 Abs. 1 SGB X. Danach sind aufgrund eines
aufgehobenen Verwaltungsaktes bereits erbrachte Leistungen zu erstatten.

Der angefochtene Bescheid ist formell-rechtlich nicht zu beanstanden (s.o.).

Auch materiell-rechtlich unterliegt die verbleibend vom Beklagten mit dem
angefochtenen Bescheid geltend gemachte Restforderung in HÃ¶he von 96,62 EUR
nach Ã�berzeugung der Kammer keinen rechtlichen Bedenken. Der Einwand der
KlÃ¤gerin, dass die vorzunehmende Anwendung von Â§ 1629a BGB eine
vollstÃ¤ndige Niederschlagung zur Folge haben mÃ¼sste, da dieser sich zum
damaligen Zeitpunkt auf ihrem Girokonto befindende Betrag nicht gepfÃ¤ndet
werden kÃ¶nne, Ã¼berzeugt nicht.

Es ist nicht ersichtlich, dass Â§ 1629a Abs. 1 Satz 1 BGB einen Ã¼ber die durch den
Beklagten anerkannte Reduzierung auf das (nachgewiesene) VermÃ¶gen der
KlÃ¤gerin hinausgehenden Schutz bezweckt. Â§ 1629a Abs. 1 Satz 1 Halbsatz 1 BGB
normiert: "Die Haftung fÃ¼r Verbindlichkeiten, die die Eltern im Rahmen ihrer
gesetzlichen Vertretungsmacht oder sonstige vertretungsberechtigte Personen im
Rahmen ihrer Vertretungsmacht durch RechtsgeschÃ¤ft oder eine sonstige
Handlung mit Wirkung fÃ¼r das Kind begrÃ¼ndet haben, oder die auf Grund eines
wÃ¤hrend der MinderjÃ¤hrigkeit erfolgten Erwerbs von Todes wegen entstanden
sind, beschrÃ¤nkt sich auf den Bestand des bei Eintritt der VolljÃ¤hrigkeit
vorhandenen VermÃ¶gens des Kindes."

Auch nach Auffassung der Kammer hat sich das diesbezÃ¼glich zum Zeitpunkt des
Eintritts der VolljÃ¤hrigkeit zugrunde zu legende VermÃ¶gen der KlÃ¤gerin auf die
auf ihrem Girokonto als Guthaben befindliche Forderungssumme von 96,62 EUR
bemessen.

Soweit die KlÃ¤gerin geltend macht, dass in Bezug auf die in Â§ 1629a BGB
geregelte HaftungsbeschrÃ¤nkung auch eine Anwendung der
PfÃ¤ndungsschutzregelungen in der Zivilprozessordnung (ZPO) zu
berÃ¼cksichtigen sei, ist diesbezÃ¼gliches nicht ersichtlich: Zwar wird in der
sozialgerichtlichen Rechtsprechung vertreten, dass bestimmte GegenstÃ¤nde schon
nach Sinn und Zweck des Â§ 1629a BGB bei der Ermittlung des VermÃ¶gens auÃ�er
Betracht zu lassen seien, wobei diesbezÃ¼glich hinsichtlich der gemÃ¤Ã� Â§ 811
ZPO von einer PfÃ¤ndung ausgenommenen GegenstÃ¤nde entsprechend zu
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verfahren sei (Landessozialgericht Sachsen-Anhalt, Urteil vom 28. September 2017
â�� L 2 AS 695/16 â��, Rn. 43, juris. Die hiergegen eingelegte Revision des
Beklagten hat das BSG zurÃ¼ckgewiesen, vgl. Terminbericht des BSG Nr. 51/18 zur
Grundsicherung fÃ¼r Arbeitsuchende). Dabei handelt es sich jedoch um einen
Grundsatz, der auch auÃ�erhalb des Sozialrechts bei der Anwendung von Â§ 1629a
BGB weitlÃ¤ufige Anerkennung findet (vgl. Huber, in: MÃ¼nchener Kommentar zum
BGB, Bd. 9, 7. Auflage 2017, Â§ 1629a Rn. 41 m.w.N.). Dies wird etwa damit
begrÃ¼ndet, dass dies auch aus der besonderen Situation des volljÃ¤hrig
Gewordenen, der die GegenstÃ¤nde schon als MinderjÃ¤hriger besessen hat und in
der Regel Ã¼ber kein paralleles EigenvermÃ¶gen (= NeuvermÃ¶gen) verfÃ¼gt,
folge (Staudinger/Coester (2015) BGB Â§ 1629a, Rn. 56). Es liefe dem Schutzzweck
von Â§ 1629a BGB daher zuwider, wenn sich die Bemessung des VermÃ¶gens auch
auf solche GegenstÃ¤nde beziehe, die dem persÃ¶nlichen Gebrauch oder dem
Haushalt dienen (vgl. Â§811 Abs. 1 Satz 1 ZPO), da der Betroffene dann gehalten
sei, sich fÃ¼r eine Neubeschaffung der erforderlichen GegenstÃ¤nde mangels
vorhandener ausreichender Mittel zu verschulden.

Im Gegensatz dazu ist nicht ersichtlich, dass wegen der mit Â§ 1629a BGB
beabsichtigten Schutzwirkung auch solches VermÃ¶gen auÃ�er Betracht gelassen
werden soll, das in Form von Bargeld oder aber geldwerten Forderungen bestanden
hat. Angesichts dessen kommt eine Anwendung entsprechender Regelungen der
ZPO nicht in Betracht. Vielmehr hat das Bundessozialgericht bereits selbst
entschieden, dass keine grundsÃ¤tzlichen EinwÃ¤nde gegen die Reduzierung einer
Erstattungsforderung auf ein bei Eintritt in die VolljÃ¤hrigkeit bestehendes â��
geringfÃ¼giges â�� Girokonto-Guthaben bestehen (BSG, Urteil vom 18. November
2014 â�� B 4 AS 12/14 R â��, SozR 4-1300 Â§ 50 Nr. 5). Das Bundessozialgericht
hat erst kÃ¼rzlich bekrÃ¤ftigt, dass der gesetzlichen Konzeption des Â§ 1629a BGB
entsprechend die HÃ¶he der RÃ¼ckforderungssumme allein im Rahmen der
Saldierung von Schuld und VermÃ¶gen zum Zeitpunkt der Vollendung des 18.
Lebensjahres berÃ¼cksichtigt wird (BSG, Urteil vom 28. November 2018 â�� B 4 AS
43/17 R â��, SozR 4 (vorgesehen), Rn. 23).

Gemessen an diesen GrundsÃ¤tzen sprechen weder die geringe HÃ¶he der
verbleibenden Forderung noch der Einwand, dass die fÃ¼r das Guthaben
maÃ�gebliche Zahlung von Berufsausbildungsbeihilfe bereits im fortdauernden
Leistungsbezug vom Beklagten als Einkommen angerechnet worden und die weiter
bewilligten Leistungen deshalb nur reduziert zur Auszahlung gelangt seien, der
weiter geltend gemachten Erstattungsforderung des Beklagten entgegen. Die im
Rahmen von Â§Â§ 9 ff. SGB II erfolgende PrÃ¼fung der HilfebedÃ¼rftigkeit mit der
Folge, dass etwa laufendes Einkommen auf die im Rahmen der Grundsicherung
fÃ¼r Arbeitssuchende anerkannten Bedarfe angerechnet wird, Ã¤ndert nichts
daran, dass solches Einkommen, soweit es der betroffenen Person zum Zeitpunkt
des Eintritts in die VolljÃ¤hrigkeit zur uneingeschrÃ¤nkten VerfÃ¼gung steht, der
von Â§ 1629a BGB bezweckten ErmÃ¶glichung und Duldung der
Zwangsvollstreckung (Staudinger/Coester (2015) BGB Â§ 1629a, Rn. 55)
zuzufÃ¼hren ist. Insofern ist die betroffene volljÃ¤hrig gewordene
LeistungsempfÃ¤ngerin nicht anders zu behandeln als jede andere volljÃ¤hrige
Leistungen beziehende und zur RÃ¼ckzahlung verpflichtete Person. Schulden, die
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eine Reduzierung des auf dem Girokonto befindlichen GeldvermÃ¶gens zur Folge
haben kÃ¶nnten, hat die KlÃ¤gerin nicht vorgetragen.

Nach alldem war die Klage abzuweisen.

C. Die Kostenentscheidung beruht auf Â§Â§ 183, 193 SGG und berÃ¼cksichtigt,
dass die Klage Ã¼ber das durch den Beklagten erklÃ¤rte Teilanerkenntnis hinaus
nicht erfolgreich gewesen ist.

D. Die Berufung war nicht zuzulassen. DiesbezÃ¼glich wird auf die AusfÃ¼hrungen
zur verbleibend vom Beklagten geltend gemachten Erstattungsforderung
verwiesen. Es war in Anbetracht der bereits ergangenen Entscheidungen des
Bundessozialgerichts â�� von denen die von der Kammer getroffene Entscheidung
nicht abweicht â�� nicht ersichtlich, dass der Sache eine darÃ¼ber hinausgehende
grundsÃ¤tzliche Bedeutung zukommt.

Erstellt am: 17.12.2019

Zuletzt verändert am: 23.12.2024

Powered by TCPDF (www.tcpdf.org)

                               7 / 7

https://dejure.org/gesetze/SGG/183.html
https://dejure.org/gesetze/SGG/193.html
http://www.tcpdf.org

